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Antrag an das 29. Studierendenparlament der Humboldt-Universität zu Berlin 
 
Antragsteller:in(nen): Linke Liste 

Datum 6.12.2021 

Nr. und Datum der Sitzung 2 15.12.2021 

Tagesordnungspunkt 
(vom Präsidium auszufüllen) 

 

 
I. Antragsgegenstand 
 
Anpassung der Sitzungsgelder in akademischen Gremien 
 
II. Beschlussentwurf 
 
Das Studierendenparlament der Humboldt-Universität zu Berlin möge beschließen: 
 
1.  
 
Das Studierendenparlament der Humboldt-Universität zu Berlin fordert die Senatskanzlei – 
Wissenschaft und Forschung – (SkzlWF), hilfsweise die für Wissenschaft zuständige 
Senatsverwaltung iSd. § 44 IV BerlHG, auf, die Hochschulsitzungsgeldverordnung (HSigVO) 
dahingehend zu ändern, dass die Sitzungsgelder nach § 3 I HSigVO pauschal um den Prozentsatz 
erhöht werden, um den die Grundentschädigung der BVV-Mitglieder seit der letzten Erhöhung der 
Sitzungsgelder nach der HSigVO gestiegen ist, wenigstens jedoch um 30 % erhöht werden, oder die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, dass § 3 I des Gesetzes über die Entschädigung der 
Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlungen, der Bürgerdeputierten und sonstiger 
ehrenamtlich tätiger Personen (DepEntschG) dahingehend geändert wird, dass eine entsprechende 
Erhöhung der Sitzungsgelder für Hochschulgremien erwirkt wird. Das Studierendenparlament 
fordert die SkzlWF, hilfsweise die für Wissenschaft zuständige Senatsverwaltung, ferner auf, die 
HSigVO dahingehend zu ändern, dass für besonders lange Sitzungen ein höheres Sitzungsgeld 
gezahlt wird, und legt nahe, für Sitzungen mit Dauer unter 1,5 Stunden ein einfaches Sitzungsgeld 
festzulegen und für jede weitere angefangene 1,5 Stunden einen Aufschlag um ein halbes 
Sitzungsgeld festzulegen. 
 
2. 
 
Das Studierendenparlament der Humboldt-Universität zu Berlin fordert den Akademischen Senat 
auf, zu beschließen, dass Sitzungsgelder auch für die Teilnahme an Gremien, die auf Beschluss des 
Akademischen Senates sowie auf Beschluss des Konzils errichtet wurden, gezahlt werden. 
Hierunter fallen insbesondere auch Arbeitsgemeinschaften und Findungskommissionen. 
 
3. Umsetzung des Beschlusses 
 
Das Präsidium teilt der SkzlWF den Beschlussteil in Nr. 1 mit. Die*der Vertreter*in des 
Referent*innenrates iSd. § 4 II Spiegelstrich 6 VerfHU bringt einen Antrag nach dem Beschlussteil 
Nr. 2 im Akademischen Senat ein. 
 
III. Finanzielle Auswirkungen, ggf. Angaben zur Verwendung beantragter Mittel 
 
Keine Auswirkungen auf den Haushalt der Studierendenschaft 
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IV. Begründung 
 
Zu 1.: Die Höhe des Sitzungsgeldes bemisst sich gem. § 3 I HSigVO an den Sitzungsgeldern, die 
Bezirksverordnete für Ausschusssitzungen erhalten. Diese betragen seit Jahren (mindestens jedoch 
seit 20151) 20 Euro. Die Gesamt-Aufwandsentschädigung der Bezirksverordneten hat sich in 
demselben Zeitraum jedoch stark erhöht. BVV-Mitglieder erhalten gem. § 2 I DepEntschG neben 
dem Sitzungsgeld eine Grundentschädigung iHv. 15 % der Abgeordnetenhaus-Diäten nach § 6 I des 
Landesabgeordnetengesetzes, diese Diäten wurden aber über die vergangenen Jahre stark erhöht – 
allein von 2019 zu 2020 wurden die Diäten mit der Umwandlung des Abgeordnetenhauses in ein 
Vollzeitparlament um 60 % erhöht, dazu kommen noch weitere Erhöhungen. BVV-Abgeordnete 
genießen also hohe Steigerungen ihrer Aufwandsentschädigungen – während Gremienmitglieder an 
Hochschulen leer ausgehen. Ferner muss das Problem überlanger Sitzungen angegangen werden. 
Zu 2.: Immer mehr ist die Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften erforderlich, während zugleich die 
personellen und zeitlichen Kapazitäten der studentischen Gremienmitglieder gering sind. Auch 
hierfür wäre es angemessen, Sitzungsgeld zu zahlen. Der Akademische Senat könnte hierzu bspw. 
eine Satzung erlassen. 
Links: 

• BerlHG: https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-HSchulGBE2011V27IVZ  
• HSigVO: https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-HSchulSiGeldVBErahmen  
• DepEntschG: https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-DepEntschGBE1978rahmen  

 
V. Kontaktmöglichkeit zur:zum Antragsteller:in bzw. zu den Antragsteller:innen 
 
Per E-Mail: ruestemb@hu-berlin.de; PGP-Schlüssel: https://hu.berlin/pgp  

 
1 Vgl. https://web.archive.org/web/20150630120945/http://piratenfraktion-berlin-
mitte.de/daten/aufwandsentschadigung/  
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